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Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung 

(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


über den Wahleinsprudi des Dr. Heinz Josef Varain, 
Kiel, gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deut- 
schen Bundestag vom 17. September 1961 im Land 
Schleswig-Holstein 

-Az. 21/61 - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Wittrock 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersiditliche Ent- 
scheidung treffen. 


Bonn, den 22. Juni 1962 


Der Ausschuß für WahlprOfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 

Ritzel Wittrodc 

Vorsitzender Berichterstatter 


Drude: Budidrudcerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 21/61 — des 
Dr. Heinz Josef Varain, Kiel, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 4. Deutschen 
Bundestag vom 17. September 1961 im Land Scliles- 
wig-Holstein 

hat der Deutsche Bundestag in seiner 

Sitzung am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Der Einspruchsführer hat mit Schreiben vom 
26. Oktober 1961 Einspruch eingelegt und be- 
gründet. 

Er trägt vor, 

wegen der derzeitigen Wahlkreiseinteilung im 
Bundesland Schleswig-Holstein habe die CDU drei 
Überhangmandate erhalten, die ihr nach den 
Zweitstimmen auf Grund des Höchstzahlverfah- 
rens nach d'Hondt nicht zugestanden hätten. Hier- 
durch sei der Grundsatz der Stimmenrechtsgleich- 
heit verletzt worden. 

Das Land Schleswig-Holstein sei in 14 Wahlkreise 
eingeteilt, während bei Berücksichtigung der 
Zahl der Wahlberechtigten im Land Schleswig- 
Holstein im Vergleich zu den anderen Bundes- 
ländern das Land nur in zehn bis elf Walil- 
kreisc hätte aufgeteilt werden dürfen. Die Uber- 
hangmanclate seien der CDU nicht zugefallen, weil 
sie wesentlich mehr Erst- als Zweitstimmen erhal- 
ten habe, sondern lediglich wegen der sie begün- 
stigenden Wahlkreiseinteilung. 

Als Wähler im Wahlkreis 6 (Kiel) sei er außerdem 
gegenüber den Wählern in anderen Wahlkreisen, 
deren Bevölkerungszahl zum Teil erheblich von 
der im Wahlkreis 6 abweichen würde, benach- 
teiligt worden. Diese Ungleichheit in der Wertung 
der Erststimmen, die ohne Belang geblieben wäre, 
wenn keine Uberhangmandate gewonnen worden 
wären, habe jetzt ihr volles Gewicht erhalten. 

Er beantragt, 

Neuverteilung der Mandate in Schleswig-Holstein 
lediglich auf Grund des Höchstzahlverfahrens nach 
d'Hondt; hilfsweise Neuwahl im Lande Schleswig- 
Holstein nach neuer Wahlkreiseinteilung. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat bei der Vorprü- 
fung des Wahleinspruchs dem Einspruchsführer 
und den gemäß § 6 des Wahlprüfungsgesetzes am 


Verfahren von Amts wegen Beteiligten wegen 
der eindeutigen Sach- und Rechtslage nahegelegt, 
auf die Anberaumung einer öffentlichen münd- 
lichen Verhandlung zu verzichten. Dieser Verzicht 
wurde von allen Beteiligten erklärt. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und vom Einspruchs- 
lührcr innerhalb der Einspruchsfrist begründet wor- 
den. Der Einspruch ist zulässig, aber nicht begründet. 

Es ist zwar richtig, daß die in § 3 Abs. 3 BWG vor- 
gesehene Toleranzgrenze bei der Abweichung der 
durchschnittlichen Bevölkerungszahl von 33^''3 vom 
Hundert in den Wahlkreisen bei der angefochtenen 
Bundestagswahl teilweise überschritten wurde. Mag 
auch diese Grenze bereits verhältnismäßig weit ge- 
zogen sein, so kann dennoch mit ihrer Überschrei- 
tung ein Wahleinspruch nicht begründet werden, 
zumal § 3 Abs. 3 BWG insoweit nur eine Sollvor- 
schrift ist. 

Die Einteilung des Wahlgebietes in Wahlkreise ist 
als Anlage zum Bundeswahlgesetz — § 2 Abs. 2 
BWG — Bestandteil dieses Gesetzes. Mit dem Ein- 
spruch macht der Einspruchsführer somit geltend, 
das Bundeswahlgesetz — hier § 3 Abs. 3 — sowie 
die Anlage zum Bundeswahlgesetz seien durch die 
Umgruppierung der Bevölkerung überholt. Für den 
Rundesgesetzgeber habe daher die Verpflichtung 
bestanden, eine Neueinteilung der Wahlkreise vor- 
zunehmen. Mit dem Einspruch rügt der Einspruchs- 
lührer daher ein Unterlassen des Gesetzgebers und 
macht gleichzeitig damit geltend, die Wahlkreisein- 
teilung verletze Artikel 38 GG. 

üb(u' eine derartige Rüge kann jedoch im Wahl- 
prüfungsverfahren nicht entscheiden werden, weil 
der Bundestag in diesem Verfahren lediglich die 
ordnungsgemäße Durchführung der Wahl unter An- 
wendung der dafür geltenden gesetzlichen Bestim- 
mungen nachzuprüfen hat. Da die Einteilung der 
Wahlkreise gesetzlich geregelt ist, steht es dem 
Bundestag in diesem Verfahren nicht zu, zu prüfen, 
ob das Wahlgesetz den in Artikel 38 Abs. 1 GG ent- 
haltenen Grundsatz der Wahlrechtsgleichheit ver- 
letzt. Er ist an ein ordnungsgemäß zustande gekom- 
menes Gesetz gebunden. Der Bundestag hat es auch 
bisher stets abgelehnt, im Rahmen eines Wahlprü- 
fungsverfahrens die Verfassungsmäßigkeit eines Ge- 
setzes nachzuprüfen. 

Zwar wäre es keine Nachprüfung der Verfassungs- 
mäßigkeit eines geltenden Gesetzes, wenn unter- 
sucht würde, ob der CDU auf Grund des Höchstzahl- 
verfahrens nach d'Hondt nach den Zweitstimmen 
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weniger Mandate zugeiallen wären. Es würde jedoch 
im vorliegenden Falle eine Gesetzesverletzung be- 
derden, w^enn der Bundestag die der CDU nach den 
geltenden gesetzlichen Bestimmungen zugefallenen 
Mandate aberkennen würde. 

Soweit der Einspruchsführer rügt, der Grundsatz des 
Verhältniswahlrechtes im Sinne der Vorschriften des 
Wahlgesetzes werde verletzt, greift auch diese Rüge 
nicht durch. Das Wahlrecht für den Deutschen Bun* 
destag beruht auf einer Verbindung von Elementen 
des Personalwahlrechtes mit den Grundsätzen des 
Verhältniswahlrechtes, wobei die Möglichkeit des 
Erwerbes von Überhangmandaten ausdrücklich ein- 
geräumt ist. Ein Angriff auf die Auswirkungen dieses 
Systems ist nichts anderes als ein Angriff auf die 
Vorschriften des Wahlgesetzes, das die gerügte 
Mandatsverteilung bewirkt hat. Wie bereits darge- 
tan, entzieht sich jedoch eine Überprüfung des Wahl- 
gesetzes der Zuständigkeit des Bundestages im 
Wahlprüfungsverfahren. Es wird im übrigen auf die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes vom 
26. August 1961 — 2 BvR 322/61 — verwiesen, in 
der das Bundesverfassungsgericht feststellt, die Tat- 
sache, daß im Rahmen der zur Zeit gültigen, an vor- 


handene Verw^altungsgrenzen angelehnten Wahl- 
kreiseinteilung die auf einen Wahlkreisabgeord- 
neten entfallenden Bevölkerungszahlen in einzelnen 
Fällen erheblich voneinander abweichen, falle nicht 
(uitscheidend ins Gewicht, weil dadurch das Gebot 
des gleichen Erfolgswertes jeder Wählerstimme als 
der spezifischen Ausprägung, die die Wahlrechts- 
gleichheit unter dem Verhältniswahlsystem erfahre, 
nicht in strukturv.ddrigcr Weüse in Frage gestellt 
werde. 

Der Einspruch war daher in vollem Umfange zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß ist gemäß § 48 des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 12. März 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243) das Rechtsmittel der 
Beschwerde an das Bundesverfassungsgericht binnen 
einem Monat nach Erlaß dieses Beschlusses unter 
den in § 48 des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
angegebenen Voraussetzungen möglich. 
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